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Offentliche Sitzung

Beginn: 09:08 Uhr
Vorsitz: OBM Ude

Rechnungsfeststellungen des Rechnungsprifungsausschusses
- Bekanntgabe -

Aktensammlung Seite 2761

Die Bekanntgabe wird zur Kenntnis genommen.

Anpassung der Personalausstattung an die gestiegene Zahl
von Fliichtlingen in der zentralen Wohnungslosenhilfe und
dem Fachbereich Hilfen nach Asylbewerberleistungsgesetz

Aktensammlung Seite 2789

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag.



Offentliche Sitzung der Vollversammlung des Stadtrates vom 22. Januar 2014 -10 -

Erhaltungssatzungen in den Stadtbezirken
25 Laim und 21 Pasing-Obermenzing
a) Erhaltungssatzung fiir Laim
Antrag Nr. 4609 der Stadtratsmitglieder
Lotte, Dietl und Boesser vom 03.09.2013
b) Erhaltungssatzung im Zentrum Pasings
Antrag Nr. 4612 der Fraktion
Blindnis 90/Die Griinen/RL vom 04.09.2013

Aktensammlung Seite 2791

Beschluss (gegen die Stimmen der FDP):

Nach Antrag.

Energienutzungsplan - Nachhaltige und
vorausschauende Energieplanung fiir Miinchen
Antrag Nr. 3331 der Stadtratsfraktion

Biindnis 90/Die Griinen/RL vom 21.05.2012

Aktensammlung Seite 2797

(Zuruf von StRin Krieger)

OBM Ude:
Sie stellen den urspriinglichen Referentenantrag als Anderungsantrag zum Ausschussbeschluss.

Der als Anderungsantrag gestellte urspriingliche Antrag des Referenten wird gegen die
Stimmen von Bindnis 90/Die Grinen/RL und DIE LINKE. abgelehnt.

Der Referentenantrag gemaf Ausschussbeschluss wird einstimmig beschlossen.
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Durchfiihrung von Untersuchungen nach § 62 Asylverfahrensgesetz
in der Bayernkaserne - Zunahme des Personalbedarfs

Produkt 5340010 Arztliche Gutachten, Heilpraktikererlaubnisse

und Belehrungen nach § 43 IfSG

Aktensammlung Seite 2801

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag.

StKM - Niederlegung der Geschaftsfiihrertatigkeit von Frau Dr. Harrison
Geschaftsverteilung nach dem Ausscheiden von Frau Dr. Harrison

Aktensammlung Seite 2803

StR Dr. Mattar:

Wir bitten um eine gesonderte Abstimmung der Ziffer 1.

OBM Ude:

Zur Erklarung fur alle, die nicht an der Sitzung des Gesundheitsausschusses teilgenommen haben:
Es betrifft den Punkt, der die Geschaftsverteilung vorsieht. Die FDP ist aus Konsequenzgriinden
dagegen, weil sie eine andere Vorgehensweise gewlnscht hatte.

Beschluss:

Nach Antrag, jedoch Ziffer 1 des Antrags der Referenten gegen die Stimmen der FDP.
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Bestitigung von Ausschussbeschliissen

Die Antrage der Referentinnen und Referenten zu den Tagesordnungspunkten B 1, 2, 3,
6, 7, 8, 10 bis 15, 18, 19 und 22 werden ohne Aussprache einstimmig beschlossen.
(Aktensammlung Seite 2765 2799)

Umsetzung des Kilteschutzprogrammes
Dringlichkeitsantrag Nr. 5025 der Stadtratsfraktion
Biindnis 90/Die Griinen/RL vom 21.01.2014

OBM Ude:
Zum Dringlichkeitsantrag moéchte ich Ihnen folgende Informationen von Verwaltungsseite zukom-

men lassen:

1.  Die Rechtsabteilung halt den Dringlichkeitsantrag firr zulassig, d. h., wenn Sie wollen,
kénnen Sie die Dringlichkeit beschlielRen.

2.  Das Sozialreferat war wegen der Kirze der Zeit nicht in der Lage, einen schriftlichen Bericht
als Tischvorlage vorzulegen, ist aber bereit, mindlich Bericht zu erstatten und Fragen zu

beantworten.

Wir kdnnen dann die formalen Fragen ganz kurz abhandeln und tber die Dringlichkeit abstimmen.

Danach folgt ein Bericht des Sozialreferats.

Die Behandlung des Dringlichkeitsantrags erfolgt ab Seite 16.
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Bewirtschaftung des unbebauten ungebundenen Vermoégens

Auftrage aus dem Rechnungsprifungsausschuss vom 08.10.2013

Aktensammlung Seite 2763

StR Dr. Mattar:

Herr Oberburgermeister, meine Damen und Herren! Wir haben es bei diesem Punkt der Bewirt-

schaftung des unbebauten und ungebundenen Grundvermoégens wieder einmal mit einem typi-
schen Verwaltungshandeln des Kommunalreferats zu tun. Die anderen betroffenen Referate, das
POR und die Stadtkdmmerei, werden nicht rechtzeitig oder in letzter Minute informiert. Man will
einen SB-Beschluss fassen, obwohl die Stadtkdmmerei darauf hinweist, dass es kein SB-Be-
schluss ist, sondern ein vorberatender. - (Unruhe - Glocke des Vorsitzenden - OBM Ude: Darf ich
Sie bitten, den Larmpegel zu senken!)

Man sieht wieder einmal ein typisches Vorgehen des Kommunalreferates. In der Vorlage wird ver-
sprochen, dass wir in Zukunft Einsparungen erzielen und die Mehrkosten von 300.000/400.000 €
nicht ins Gewicht fallen. Aber selbst die Stadtkdmmerei ist inzwischen skeptisch beim Kommunal-

referat und sagt: Bitte legt einen genauen Einnahmeplan vor! Genau das beantragen wir in Ziffer 3.

Uns wurde im Zusammenhang mit der Neuorganisation von Grundstiicken und Gebauden alles
Maogliche versprochen, sogar dass Personal eingespart wirde. Davon sind wir inzwischen schon
weit entfernt. Wir bauen immer mehr Personal auf. Wir wollen aber wenigstens Klarheit und Si-
cherheit, wie das mit den Einsparungen aussehen wird. Wir wollen, dass das Kommunalreferat
noch in diesem Jahr, spatestens Ende des Jahres, einen solchen Plan der Einnahmenverbesse-
rung vorlegen soll und immer im Folgequartal des darauffolgenden Jahres berichtet wird, ob das
Geplante eingehalten worden ist. So stelle ich mir eine vernunftige und kontrollierte Verwaltung
vor. Darauf sollten wir als Stadtrat ein besonderes Augenmerk beim Kommunalreferat haben.

Vielen Dank. - (Beifall der FDP)

StRin Boesser:
Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Es war argerlich, dass die Stellungnahmen der
entscheidenden Referate, POR und Stadtkdmmerei, in letzter Minute eingetroffen sind. Deswegen

hat der Ausschuss diesen Tagesordnungspunkt in die Vollversammlung vertagt.
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Wir méchten den Antrag stellen, die Stellungnahmen zu berticksichtigen, so dass die Stellenzu-
schaltungen nur befristet auf 5 Jahre vorgesehen werden. In der Vorlage ist klar ausgefuhrt, dass
die Datengrundlage fur die Erhebung von Mieten usw. leider noch nicht ausreicht. Sie muss erstellt
werden. Das haben wir bereits im letzten Jahr in Auftrag gegeben. Leider hat sich beim Vollzug
des mfm herausgestellt, dass vieles noch nicht auf dem Stand ist, auf dem es mittlerweile sein
sollte. Es wird nun viel nachgeholt. Dazu braucht es zumindest befristet Personal. Wir sehen es
auch so. Wenn sich alles eingespielt hat und alles vorhanden ist, kann man endlich ordentlich
arbeiten. Die Mitarbeiter im Referat brauchen jetzt aber noch eine weitere personelle Unterstit-

zung.

Bfm. StR Markwardt:

Herr Oberbirgermeister, meine Damen und Herren! Ich habe groRes Verstandnis fir den Wunsch
nach Berichterstattung, méchte Sie aber darauf aufmerksam machen: Wenn wir jetzt die bean-
tragten Planstellen bekommen - Frau Boesser, ich habe das Ubrigens nach den Stellungnahmen
des POR und der Stadtkdmmerei auch schon befristet fiir heute beantragt -, dauert es nach den
Erfahrungen etwa ein Dreivierteljahr bis ein ganzes Jahr, bis die Planstellen besetzt sind. Herr Dr.
Mattar, die Mehreinnahmenplanung kann im Grunde genommen erst dann serids vorgenommen
werden, wenn wir vollstandig besetzt sind. Deswegen schlage ich vor, lhren Anderungsantrag wie

folgt zu andern.

Punkt 3 neu: ,Das Kommunalreferat berichtet Uber die Mehreinnahmensituation ab dem
I. Quartal 2015 jeweils im I. Quartal.”

StR Dr. Mattar:

Das ist letztlich auch der Inhalt des Antrages. Aber die Einnahmenplanung kann schon vorher
gemacht werden. Natirlich kbnnen Sie das, was an Mehreinnahmen eingeht, erst Ende 2015 oder
Anfang des Jahres 2016 sagen. Aber die Planung - Zahlen, mit welchen Mehreinnahmen Sie kon-
kret rechnen - ist vorher méglich. - (OBM Ude: Das sind aber Schatzungen!) - Planungen sind
immer Schatzungen und gewisse Hoffnungswerte. So ist es nun einmal. Herr Oberbilrgermeister,
deswegen sind wir doch immer gegen Planwirtschaft gewesen. Von daher ist das nicht verwunder-
lich. Ich erwarte, dass hier ein seriéses Controlling mdglich ist. Das ist nur moéglich, wenn vorher
gesagt wird, was vorgesehen ist. Was nachher realisiert wird, sehen wir dann.

OBM Ude:
Vielen Dank. Wir haben eine Ahnlichkeit der Argumentation, aber keine Identitat. Es gab eine An-
regung fir die Anderung des Anderungsantrages, die so aber vom Antragsteller nicht tibernommen
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wurde. Ich frage den Referenten, wie er damit umgeht und ob diese weitgehende inhaltliche Uber-

einstimmung reicht. Stellen Sie zum Anderungsantrag einen Anderungsantrag?

Bfm. StR Dr. Markwardt:

Ich méchte dies sachlich begriinden: Wir haben Ihnen dargestellt, dass wir Gber 5.000 Falle und

uber 1.300 Mietverhaltnisse haben. Die neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter missen all diese
Falle in die Hand nehmen und das Erhéhungspotenzial ausloten. Dartiber hinaus missen wir
feststellen, ob es weitere Grundstiicke bzw. Mietverhaltnisse gibt, die bisher in dieser Statistik nicht
enthalten sind. Dazu brauchen wir aber die zusatzlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Deswe-
gen ist eine seridse Mehreinnahmenplanung erst moglich, wenn diese Planstellen besetzt sind. Ich
bleibe bei meiner Bitte: Wir berichten gerne ab dem I. Quartal 2015 jeweils Uber unsere Erwartun-
gen und Uber das, was wir realisieren konnten.

OBM Ude:
Reicht Ihnen das?

StR Dr. Mattar:

Da machen wir mit!

Der Anderungs-/Ergdnzungsantrag der FDP in der modifizierten Fassung: ,Das
Kommunalreferat berichtet (iber die Mehreinnahmen-Situation ab dem I. Quartal 2015
jeweils im I. Quartal.“ wird mehrheitlich und mit der Stimme des Oberburgermeisters
gegen die Stimmen der SPD beschlossen.

In der Gesamtabstimmung wird der Antrag des Referenten unter Berucksichtigung der

modifizierten Ziffer 3 einstimmig beschlossen.
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Umsetzung des Kalteschutzprogrammes; Dringlichkeitsantrag
Nr. 5025 von Biindnis 90/Die Griinen/RL vom 21.01.2014

Aktensammlung Seite 2805

OBM Ude:

(Unruhe) - Kénnten Sie, wenn wir schon das Glluck haben, vielleicht nach einer Stunde hinausge-
hen zu kdnnen, wenigstens in dieser einen Stunde eine gewisse Disziplin wahren? Ich sehe es ein,
dass man am Nachmittag einen Durchhanger hat, aber eine Stunde musste sich diszipliniert ab-
wickeln lassen. - (Unruhe) - Ich bitte die ehrenamtlichen und berufsmafigen Stadtrate, Ruhe zu

bewahren!

Es liegt uns ein Dringlichkeitsantrag von Bindnis 90/Die Grunen/RL vor. Sind die Grunen bereit,
auf die Begriindung der Dringlichkeit zu verzichten, da sie ohnehin von der Verwaltung schon be-
jaht wurde? - Dann komme ich zur Abstimmung. Wer die Dringlichkeit bejaht, gebe ein Handzei-

chen!

Die Dringlichkeit wird einstimmig bejaht.

Der Dringlichkeitsantrag Nr. 5025 auf Berichterstattung wird einstimmig beschlossen.

Bfm. StRin Meier:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunachst muss man sich die Rechtssituation vor Augen
fuhren. Wir missen unterscheiden: Minchner Wohnungslose, also jene, die in Minchen gemeldet
waren und obdachlos geworden sind, haben einen Rechtsanspruch auf Unterbringung durch die
Landeshauptstadt Miinchen. Wir sind verpflichtet, in Miinchen wohnungslos gewordene Menschen
im System der Wohnungslosigkeit unterzubringen. Es gibt aber keinen Rechtsanspruch zur Unter-
bringung von Menschen durch das Sozialreferat bzw. durch die Landeshauptstadt Minchen, wenn

sie sich im Rahmen der Arbeitnehmerfreiztgigkeit in Minchen befinden.

Wir haben uns mit diesem Phanomen bereits im Winter 2011/2012 beschéaftigt, weil wir gesehen
haben, dass sich Menschen auch in Kaltezeiten im Winter auf der Stral3e befinden. Wir haben uns
mit dem Stadtrat darauf verstandigt, dass wir diesen Menschen im Sinne einer humanitaren Hilfe
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ein sogenanntes Kalteschutzprogramm anbieten. Es wird explizit diesen Menschen angeboten, die
keinen Anspruch auf Unterbringung im Rahmen der Wohnungslosigkeit haben, sondern sich auf-
grund der Arbeitnehmerfreiziigigkeit in Minchen aufhalten. Wir haben gesagt, es kann nicht sein,
dass sich diese Menschen in Miinchen bei Temperaturen unter null Grad auf Stralen und in
U-Bahn-Aufgangen aufhalten. Wir bieten diesen Menschen Kalteschutz an. Deswegen haben wir
in Minchen fiir diese Zielgruppe bereits im Winter 2011/2012 und 2012/2013 das sogenannte Kal-
teschutzprogramm installiert. Die Menschen melden sich beim Evangelischen Hilfsdienst. Dort wird
festgestellt, dass sie den Zugang zu diesem System oder zum Wohnungslosen-System haben. Sie
werden in der Bayernkaserne untergebracht - mit einem Programm, bei dem sie Tee bekommen

und Ubernachten konnen.

Dieses Kalteschutzprogramm wird jedes Jahr ausgewertet. Es wird festgestellt, was man im
nachsten Jahr besser machen kann. Die Trager, das Evangelische Hilfswerk, der Katholische
Manner-Flrsorge-Verein und die Mitarbeiter des Sozialreferats, haben sich darauf verstandigt,
dass wir in diesem Jahr keine Decken ausgeben. Wir gehen davon aus, dass Menschen, die sich
hier aufhalten und auch jenseits des Kalteschutzprogramms tbernachten, gréltenteils einen
Schlafsack besitzen und diesen mitbringen kénnen. Wir reden hier aber von der Zielgruppe allein-
stehender Manner. Wir reden nicht von Familien mit Kindern. Diese werden im Haus International,

einer Art Pension, untergebracht.

Natirlich bekommen Kranke und Alte eine Decke. Aber grundsatzlich gehen wir davon aus, dass
diese Menschen bereits einen Schlafsack haben und ihn mitbringen kénnen. Hintergrund ist, dass
sich die Mitarbeiter darauf verstandigt haben, keine jugendherbergsahnliche Situation schaffen zu
wollen. Sie gehen davon aus, dass die Menschen einen Schlafsack haben. Sollte sich im Einzelfall
herausstellen, dass sie keinen haben, auch keine Decke, bekommen sie naturlich eine Decke. Das
wissen die Kolleginnen und Kollegen vor Ort. Es handelt sich also nicht um eine schikanése MaR-
nahme, sondern um eine Auswertung der Erfahrungen des letzten Jahres: Man kann davon aus-
gehen, dass diese Menschen eine Decke oder einen Schlafsack haben. Das hat sich auch besta-
tigt. Im Groflien und Ganzen ist das kein Problem. Im Einzelfall werden selbstverstandlich Decken
ausgegeben. So viel zum Bericht.

StRin Demirel:

Herr Oberbirgermeister, die erste Frage, bei der es um die Herausgabe der Decken geht, wurde
von der Sozialreferentin beantwortet. Die zweite Frage ist noch offen. Das Sozialreferat soll dar-
stellen, wie es sich besonders Schutzbedurftigen gegenlber (z. B. Kindern, alten und kranken
Menschen) aulRerhalb des Kalteschutzprogrammes verhalt. Diese Frage ist unbeantwortet geblie-
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ben.

OBM Ude:
Ich bitte um Erganzung.

Bfm. StRin Meier:
Worauf Frau Demirel abzielt, ist die Frage, wo Familien mit Kindern jenseits der Null-Grad-Grenze

Ubernachten, wenn sie im Haus International nicht untergebracht werden. Wir waren gestern beim
Evangelischen Hilfswerk und haben versucht, uns dartiber ein Bild zu verschaffen, wie damit um-
zugehen ist. Wir machen in diesem Jahr zum ersten Mal die Erfahrung, dass mehr Familien mit
Kindern nach Minchen kommen. Die Eltern versuchen, hier in Arbeit zu gelangen. Bisher haben
wir die Linie verfolgt, dass wir mit diesen Eltern intensiv reden. Bereits im Sommer befanden sich
Familien mit Kindern, z. B. im Rahmen von wildem Campieren, entlang des S-Bahn-Gleises in
Perlach. Dort ist es durch intensives Reden gelungen, dass die Familien in die Heimatlander zu-
rickgekehrt sind. Man konnte ihnen deutlich machen, dass eine Unterbringung schwierig ist, wenn
sie keine Perspektive entwickeln, in Arbeit zu kommen. Es gibt auch keinen Rechtsanspruch auf
Unterbringung durch die Landeshauptstadt.

Diese Linie haben wir im Rahmen des Kalteschutzprogramms weiter verfolgt. Es ist auch gelun-
gen, dass zum Teil Familien wieder zurtickreisen. Frau Demirel hat recht, es gibt auch Familien,
die nicht zur Rlckreise bewegt werden kénnen und sich hier in Miinchen aufhalten. Gestern haben
wir versucht, herauszubekommen, wo sie sind, wenn sie nicht im Haus International Gbernachten.
Wir haben die Antwort erhalten, dass sie zum Teil in Autos Ubernachten, zum Teil bei Freunden
und Bekannten Unterschlupf bekommen und das Haus International zur Entlastung im Rahmen
des Kalteschutzes in Anspruch nehmen. Wir missen uns die Entwicklung in den nachsten Tagen
noch einmal genau ansehen. Wir sind auch im Austausch mit Frau Dr. Kurz-Adam, ob man ggf.
nachjustieren sollte. Tagsuber gibt es im TREFFAM ein Angebot fur die Kinder. Bei Gber null Grad
gibt es die Moglichkeit, dass die Kinder in einer Einrichtung der Familien- und Jugendhilfe unter-
gebracht werden. Dort befinden sich zurzeit sieben Kinder.

Ob man ein weiteres Angebot unterbreitet, dariiber muss intensiv diskutiert werden. Wir wollen
auch deutlich machen, dass es nicht die erste Aufgabe ist, Menschen im Rahmen der Arbeitneh-
merfreizigigkeit auch jenseits der Null-Grad-Grenze unterzubringen. Wir sehen aber die prekare
Situation der Kinder. Die Kinder sind durch ihre Eltern in diese Situation gekommen. Das ist neu.
Wir missen es noch genau anschauen und besprechen es mit dem Evangelischen Hilfswerk.
Heute mochte ich dazu noch keine Antwort geben, weil ich darlber auch noch intensiv mit dem
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Amt fir Wohnen und Migration sowie mit dem Jugendamt sprechen méchte.

StRin Demirel:

Herr Oberburgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Frau Meier, vielen Dank fir die Berichterstat-
tung. Was mich und meine Fraktion weiterhin sehr unzufrieden stimmt: Im Sozialausschuss haben
wir Uber das Kalteschutzprogramm in den letzten zwei Jahren ausgiebig diskutiert. Wir haben sehr
viel Geld in die Hand genommen, um diesen Menschen, die keinen Rechtsanspruch haben, in
Miinchen untergebracht zu werden, eine humanitare Unterstlitzung zu gewahrleisten und einen
Schutzraum bei Kélte anzubieten. Wir haben niemals daruber diskutiert, dass keine Decken aus-
gegeben werden sollen. Ich finde es eine etwas merkwuirdige Mallinahme, dass sich in diesem
Jahr plétzlich diese Frage stellt. Noch mehr hat mich tberrascht, dass in der Zeitung stand, es
seien offenbar nicht ausreichend Decken vorhanden, die ausgegeben werden konnten. Bei tber

1 Mio. € Projektkosten zu behaupten, uns gehen die Decken aus, ist nicht nachvollziehbar. Als ich
das als Mitglied des Sozialausschusses der Presse enthommen habe, war ich sehr Gberrascht.

Wir kdnnen gerne die Diskussion in die Sitzung des Sozialausschusses in der nachsten Woche
vertagen. Wir werden auf jeden Fall einen Antrag stellen, der diese beiden Themen im Ausschuss
zur Diskussion bringen wird. Wir werden fragen: Wie gehen wir weiter mit Familien mit Kindern um,
und zwar nicht nur ab null Grad? Ich appelliere an das Sozialreferat, diese Deckenausgabe zu
praktizieren. Im Moment kann ich nicht mehr machen. Es handelt sich nicht um Touristen, die auf
der Durchreise sind und mit Schlafsack und Rucksack reisen und automatisch mit Schlafsack in
der Jugendherberge oder im Hostel eintreffen. Es sind Menschen in prekaren Situationen. Das ist
der Urgedanke dieses Programms. Bitte machen wir dieses Programm nicht an Kleinigkeiten ka-
putt. Das ist mein Appell an das Sozialreferat. - (Beifall von Blindnis 90/Die Grinen/RL)

StR Mdller:

Herr Oberburgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann mich diesem Appell anschlie-
Ren. Natlrlich geht es nicht darum, ob noch eine Decke vorhanden ist. Diese Bemerkung hatte
man sich sparen kénnen. Mehr gibt es dazu nach meinem Daflirhalten nicht zu sagen. Wenn wir
jetzt diese Debatte flihren, wird ein negativer Touch darauf gelegt, dass es im letzten Jahr tatsach-
lich gelungen ist - das mdchte ich herausheben! -, mit dem Einsatz freier Trager, insbesondere der
Inneren Mission und des Sozialreferats, die Situation sehr schnell in den Griff zu bekommen, so
dass nichts passiert ist. Gerade im vergangenen Jahr hatten wir eine sehr lange Frostperiode.

Insofern habe ich volles Vertrauen, dass das Sozialreferat mit der gestarkten Beratung, die wir in
der Schillerstralle haben, mit den Problemen dieser Menschen umgehen kann. Wir werden sie in
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diesem Winter nicht I6sen. Wir werden sie auch in den nachsten Jahren nicht komplett I6sen. Aber
ich bitte Sie, auf die Details zu schauen und nicht den Erfolg des Programms durch Kleinlichkeit zu

gefahrden. - (Vereinzelt Beifall der SPD) - Ich glaube, das ist unser aller Appell.

Ansonsten mochte ich die Gelegenheit nutzen, meinen Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Sozialreferats und der freien Trager auszudricken. Wir haben dieses Programm trotz einer
nicht immer einfachen Klientel im letzten Jahr durchgefiihrt und heuer verbessert, vor allem mit
Blick auf die Aspekte von Kindern und Familien. Fir uns, die SPD-Fraktion, ist das ein sehr wich-
tiger Aspekt. Wir wollen weiterhin nicht, dass Kinder unter die Rader kommen, sondern dass ihnen
unserem Jugendhilfestandard entsprechend geholfen wird. Das steht an erster Stelle. Wir wollen
auf keinen Fall, dass das Kindeswohl im Rahmen des Umzugs - eher des ungeordneten Umzugs -
der Eltern nach Minchen in Gefahr gerat. Das hat fir uns oberste Prioritat.

Es wird sicherlich nicht daran scheitern, ob wir die eine oder andere Decke oder den einen oder
den anderen Schlafsack zur Verfligung stellen kénnen. Im Zweifelsfall Iasst sich das auch ange-
sichts einer groRen Hilfsbereitschaft der Mlinchnerinnen und Miinchnern unproblematisch auftrei-
ben. Wir werden uns sehr genau anschauen, wie es heuer funktioniert, und daraus unsere Folge-
rungen fur die nachsten Jahre ziehen. Wortber wir heute sprechen, ist eigentlich ein Randaspek.
Trotzdem: Wir bitten, gerade bei den kleinen Dingen darauf zu achten, dass es daran nicht schei-
tert. Wir glauben aber, dass es in den grolden Zlgen gut geregelt ist. Vielen Dank. - (Beifall der
SPD)

StRin Demirel:

Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, in den Inhalten, die von mir und von
Herrn Muller vorgetragen wurden, erganzen wir uns sehr gut. Meine Frage an die Sozialreferentin
lautet: Sehen Sie sich in der Lage, in der Sitzung des Sozialausschusses am 30. Januar 2014
einen Bericht vorzulegen, wie das Sozialreferat gedenkt, mit Familien mit Kindern in der Unter-
bringungs- und Betreuungsfrage zu verfahren? Welches Vorgehen kdnnten Sie vorschlagen? Das
wurde den Antrag ertibrigen und eine schnelle Diskussion zu diesem Thema in der nachsten Wo-
che ermoglichen.

Bfm. StRin Meier:
Die Debatte zeigt, in welchem Dilemma wir uns befinden. Es geht selbstverstandlich nicht um die

Kosten der Decken. Ich trenne die Deckenfrage von der Kinder- und Familienfrage. Bei der De-
ckenfrage zeigt sich das, was die Praktiker immer wieder sagen: Wir mussen schauen, was die
Menschen selbst auf die Reihe bringen missen, wo ihre eigene Verantwortung liegt und wo wir
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Grenzen setzen und sagen mussen, dass sie es selbst auf die Reihe bekommen missen. An an-
deren Tagen, aul3erhalb des Kalteschutzes, haben sie auch ihren Schlafsack. Es wurde festge-
stellt, dass zum Teil immer wieder die gleichen Personen die Decken mitgenommen haben. Man
muss mit den Praktikern noch einmal diskutieren. Keiner schlaft ohne Decken oder Schlafsack.
Das wurde gestern von den Praktikern versichert. Wir kdnnen diese Frage gerne auch noch im
Ausschuss diskutieren. Was ich damit zeigen will: Es ist den Kolleginnen und Kollegen wichtig,
darauf zu schauen, wo nétige Grenzen gesetzt werden, um deutlich zu machen, was das humani-
tare Programm ist. Im Einzelfall kann man streiten. Damit habe ich kein Problem. Aber man muss
auch darauf héren, was die Praktiker sagen. In der Regel haben sie sich beim Vollzug etwas ge-
dacht. Ich habe es gestern erzahlt. Im letzten Jahr gab es Probleme durch Konsum von Alkohol im
Kalteschutz. Es gab dann klare Ansagen und Grenzen, was funktioniert hat. Man muss mit den
Praktikern reden, um in Erfahrung zu bringen, was sie sich gedacht haben.

Was die Familien mit Kindern betrifft, gibt es folgende Schwierigkeit: Wenn wir uns im Kinderschutz
befinden, ist es kein Problem. Aber wir reden von Fallen, in denen die Eltern-Kind-Beziehung nicht
gestort ist. Es gibt ganz normale Familien, bei denen alles normal ist. Da greift der Kinderschutz
nicht, weil sich die Eltern um die Kinder kiimmern. Sie befinden sich aber in einer prekaren Situa-

tion. Die Prekaritat wirkt sich naturlich auf die Lebenssituation der Kinder aus.

Wir kénnen selbstverstandlich am tGbernachsten Donnerstag noch einmal ausflihrlich dartber be-
richten. Das werden die Kolleginnen und Kollegen gerne tun. Ich weild aber nicht, ob wir bis
nachsten Donnerstag schon eine Antwort haben werden. Ich glaube, es ist gut, erst im Ausschuss
die Debatte zu fuhren, um zu héren, was dem Stadtrat wichtig ist, und dann die Verwaltung zu
beauftragen, sich Uber dieses Thema mit den Praktikern zu unterhalten, was ein sinnvoller Ansatz
ist. Wie gesagt, tagsuiber haben wir die Angebote bereits. Die Frage ist, welche Unterstutzungs-
angebote wir jenseits des Kalteschutzes flur die Eltern anbieten. Ich meine, wenn wir es tun, muss
das mit einer intensivsten Beratungsarbeit kombiniert werden. Wir missen auch zu Ende denken,
was es bedeutet, Unterkinfte fir diese Familien zu schaffen. Irgendwann missen wir sie hier un-
terbringen. Ich kann nicht sagen: Heute bringe ich dich unter, morgen und Gbermorgen auch. Nach
zwei Monaten muss ich mir gefallen lassen, dass die Eltern sagen, wir hatten gerne eine Woh-
nung. Die Frage danach ist berechtigt. Der Stadtrat muss sich damit auseinandersetzen, wie er mit
dieser Frage umgeht. Wir haben namlich schon grof3e Probleme, diejenigen Menschen in Wohnen
unterzubringen, die ein Recht auf Unterbringung haben.

StR J. Schmid:
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe mir lhre Ausfliihrungen lange angehort. Ich kann nur
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den Kopf schiitteln Uber diesen Streit zwischen der Sozialreferentin, SPD und Griinen - den Streit
zwischen Rot-Grun. Es ist eine Selbstverstandlichkeit. Wenn es jemanden friert, braucht er eine

Decke. Dann muss man daflr sorgen, dass er eine bekommt. - (Beifall der CSU - Unruhe)

OBM Ude:
Wir sind um 09.45 Uhr am Ende der Vollversammlung angelangt. Ich wiinsche lhnen einen erfreu-
lichen und fruchtbaren Arbeitstag.

Der Dringlichkeitsantrag Nr. 5025 ist geschaftsordnungsgemal erledigt.

- Ende der Sitzung um 09:45 Uhr. -
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Minchen, 22. Januar 2014

Ude
Oberblrgermeister
der Landeshauptstadt Miinchen

Protokoll



	Rechnungsfeststellungen des Rechnungsprüfungsausschusses
- Bekanntgabe -
	Anpassung der Personalausstattung an die gestiegene Zahl 
von Flüchtlingen in der zentralen Wohnungslosenhilfe und 
dem Fachbereich Hilfen nach Asylbewerberleistungsgesetz
	Erhaltungssatzungen in den Stadtbezirken 
25 Laim und 21 Pasing-Obermenzing
	Energienutzungsplan - Nachhaltige und 
vorausschauende Energieplanung für München
	OBM Ude:

	Durchführung von Untersuchungen nach § 62 Asylverfahrensgesetz 
in der Bayernkaserne - Zunahme des Personalbedarfs
	StKM - Niederlegung der Geschäftsführertätigkeit von Frau Dr. Harrison
Geschäftsverteilung nach dem Ausscheiden von Frau Dr. Harrison
	StR Dr. Mattar:
	OBM Ude:

	Bestätigung von Ausschussbeschlüssen
	Umsetzung des Kälteschutzprogrammes
	OBM Ude:

	Bewirtschaftung des unbebauten ungebundenen Vermögens 
Aufträge aus dem Rechnungsprüfungsausschuss vom 08.10.2013
	StR Dr. Mattar:
	StRin Boesser:
	Bfm. StR Markwardt:
	StR Dr. Mattar:
	OBM Ude: 
	Bfm. StR Dr. Markwardt:
	OBM Ude:
	StR Dr. Mattar:

	Umsetzung des Kälteschutzprogrammes; Dringlichkeitsantrag 
Nr. 5025 von Bündnis 90/Die Grünen/RL vom 21.01.2014
	OBM Ude: 
	Bfm. StRin Meier:
	StRin Demirel:
	OBM Ude:
	Bfm. StRin Meier:
	StRin Demirel:
	StR Müller:
	StRin Demirel:
	Bfm. StRin Meier:
	StR J. Schmid:
	OBM Ude:


